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Gesch. Z.: 10/

Berichtsvorlage

zur Behandlung im  Alle Ortsbeirdte

zur Behandlung im  Verwaltungsausschuss

Betreff: Bildung von Stadtbezirken nach § 64 der
Gemeindeordnung

Bezug:

Anlagen: 0

Zusammenfassung:

Durch die aktuelle Neufassung des § 64 Abs. 1 der Gemeindeordnung kénnen erstmals auch in Tibin-
gen Stadtbezirke gebildet werden. So kénnten bspw. analog zum derzeitigen Gebiet der Ortsbeirdte
die sechs Stadtbezirke Lustnau, Derendingen, Stadtmitte, Nord, West und Siid gebildet werden. In
Stadtbezirken kénnen Bezirksbeirate gebildet werden. Die Bezirksbeirdte werden vom Gemeinderat
aus dem Kreis der im Gemeindegebiet wohnenden wahlbaren Birgerinnen und Birger bestellt.

Die Ortschaftsverfassung mit direkt gewahlten Ortschaftsrdten kann parallel weiter gefiihrt werden.

Die Verwaltung wird in den nachsten Monaten zunachst mit den Ortsbeiraten das Fir und Wider der
Bildung von Bezirksbeirdten erértern und das Ergebnis der Diskussionen dem Gemeinderat mitteilen.
Sollte sich der Gemeinderat fiir die Bildung von Stadtbezirken und Bezirksbeirdten entscheiden, erfolgt
dies mit der nachsten Kommunalwahl 2019.

Ziel:
Information des Gemeinderats Uber die neu geschaffene Mdglichkeit, Stadtbezirke in Tlibingen zu
bilden.



Bericht:

2.1,

2.2

Anlass / Problemstellung

Der Landtag von Baden-Wiirttemberg hat am 14.10.2015 das Gesetz zur Anderung kommu-
nalverfassungsrechtlicher Vorschriften beschlossen. Unter anderem wurde der § 64 der Ge-
meindeordnung (GemO) ,Gemeindebezirk" so gedndert, dass nun erstmals auch in Tibingen
Stadtbezirke gebildet werden kénnen.

Sachstand
Ortsbeirate

Derzeit beraten die Ortsbeirate in Derendingen und Lustnau, in der Nordstadt, Stadtmitte,
Siidstadt und Weststadt den Gemeinderat in ihrem &rtlichen Zustandigkeitsbereich in wichti-
gen Angelegenheiten, die im Gemeinderat behandelt werden, insbesondere der Bau- und
Verkehrsplanung, der Schulplanung, der Planung von Kindertageseinrichtungen, der Planung
anderer Gemeinbedarfseinrichtungen und der Sozialplanung. Sie geben Empfehlungen ab,
haben jedoch keine eigene Beschlusskompetenz.

Nach der Geschaftsordnung der Ortsbeirdte kann jede Fraktion des Gemeinderats ein orden-
tliches Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied fiir jeden Ortsbeirat vorschlagen. Vorge-
schlagen und gewahlt werden kénnen Einwohnerinnen und Einwohner, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, deren Hauptwohnung in Tiibingen ist und die ihren Wohnsitz im oder
durch berufliche oder ehrenamtliche Tatigkeit einen engen 6rtlichen Bezug zum Zustdndig-
keitsgebiet des jeweiligen Ortsbeirates haben. Diese kénnen auch zugleich Mitglied des Ge-
meinderats sein. Dementsprechend haben die Ortsbeirate derzeit jeweils sechs ordentliche
Mitglieder und sechs stellvertretende Mitglieder.

Die Bildung von Ortsbeiraten geht auf das Jahr 1948 zurtick. Dort wurden zunéchst fiir Der-
endingen und Lustnau ,Ortsausschiisse™ gebildet. Ihnen gehoérten die im Stadtteil wohnhaf-
ten Mitglieder des Gemeinderats an. Mit der neuen Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttem-
berg von 1956 wurden diese durch ,Bezirksbeirdte", gebildet aus vom Gemeinderat bestell-
ten Birgerinnen und Biirgern aus dem jeweiligen Wohnbezirk, ersetzt. Da die rechtlichen
Voraussetzungen dafir in Tiibingen jedoch nicht gegeben waren, entschied sich der Ge-
meinderat fiir die Einrichtung beratender Ausschiisse nach § 41 GemO, die den Namen
LOrtsausschuss” behielten.

Mit der neuen Hauptsatzung von 1967 wurden ,Beirdte aus sachkundigen Birgern®™ zur Bera-
tung des Oberblirgermeisters eingefiihrt. Dies fiihrte 1968 zur Aufgabe der ,Ortsausschiisse®
und zur Bildung der Ortsbeirate Derendingen und Lustnau. Seither sind die Ortsbeirdte nicht
mehr nach den Vorschriften des § 41 GemO Uber beratende Ausschiisse zusammengesetzt.
Die Besetzung erfolgt stattdessen mit von den Fraktionen benannten Vertrauenspersonen,
diese kénnen auch in diesem Stadtteil wohnende Mitglieder des Gemeinderats sein.

Bildung von Stadtbezirken und Bezirksbeiraten

Durch die aktuelle Neufassung des § 64 Abs. 1 der GemO kdnnen erstmals auch in Tiibingen
Stadtbezirke gebildet werden. So kdnnten bspw. analog zum derzeitigen Gebiet der Ortsbei-
rate die sechs Stadtbezirke Lustnau, Derendingen, Stadtmitte, Nord, West und Siid gebildet

werden.



2.3.

-3 -

In Stadtbezirken kénnen Bezirksbeirdte gebildet werden. Die Bezirksbeirdte werden nach

§ 65 GemO vom Gemeinderat aus dem Kreis der im Gemeindegebiet wohnenden wahlbaren
Birgerinnen und Birger bestellt. Bei der Bestellung der Bezirksbeirate soll das von den im
Gemeinderat vertretenen Parteien und Wahlervereinigungen bei der letzten Wahl der Ge-
meinderate im Stadtbezirk erzielte Wahlergebnis berticksichtigt werden. Die GréBe eines Be-
zirksbeirats wird vom Gemeinderat in der Hauptsatzung festgelegt.

Beispielsweise hatten in Lustnau und Derendingen auf der Grundlage des Ergebnisses der
letzten Gemeinderatswahl die Bezirksbeirdte folgende Sitzverteilung:

Lustnau
Sitze | AL/GRUNE CDuU SPD | Tibinger | LINKE FDP | PIRATEN | PARTEI
insg. Liste
41.447* 24,582 | 22.039 | 16.162 | 10.774 | 7.331 2.650 2.820
7 3 1 1 1 1
8 3 2 1 1 1
9 3 2 2 1 1
10 3 2 2 1 1 1
11 4 2 2 1 1 1
12 4 2 2 2 1 1
13 4 3 2 2 1 1
14 5 3 2 2 1 1

Derendingen

Sitze | AL/GRUNE CDuU SPD | Tubinger | LINKE FDP | PIRATEN | PARTEI
insg. Liste
25.664 17.624 | 13.471 7.619 8.078 | 2.341 1.506 1.968
7 2 2 1 1 1
8 3 2 1 1 1
9 3 2 2 1 1
10 4 2 2 1 1
11 4 3 2 1 1
12 5 3 2 1 1
13 5 3 3 1 1
14 5 3 3 1 2

* Stimmenzahl jeweils ohne Berlicksichtigung der Briefwahlstimmen

Eine Direktwahl der Bezirksbeirdte ist nach § 65 Abs. 4 GemO weiterhin nur in Stadten mit
mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mdglich. Es ist aber nach der bisherigen
Kommentierung der GemO mdglich, die Ortschaftsverfassung, deren wesentliches Merkmal
u. a. der direktgewahlte Ortschaftsrat ist, fiir die acht Stadtteile beizubehalten und parallel
Stadtbezirke in der Kernstadt zu bilden.

Aufgaben und Rechte der Bezirksbeirate

Der vom Gemeinderat bestellte Bezirksbeirat hat, anders als die Ortschaftsrate, nur beraten-
de Funktion. Er ist zu wichtigen Angelegenheiten, die den Stadtbezirk betreffen, zu héren.
Der Bezirksbeirat hat ferner die Aufgabe, die drtliche Verwaltung des Stadtbezirks, wenn
vorhanden, zu beraten. In Tlibingen gibt es sowohl in Lustnau als auch in Derendingen eine



Verwaltungsstelle.

Sofern in den Ausschiissen des Gemeinderats wichtige Angelegenheiten, die den Stadtbezirk
betreffen, auf der Tagesordnung stehen, kann der Bezirksbeirat eines seiner Mitglieder zu
den Ausschusssitzungen entsenden, dieses nimmt an der Sitzung mit beratender Stimme
teil. Der Bezirksbeirat hat jedoch weder ein Vorschlagsrecht noch kann der Gemeinderat
dem Bezirksbeirat Angelegenheiten zur Entscheidung Ubertragen.

Den Vorsitz im Bezirksbeirat fiihrt die Oberbiirgermeisterin bzw. der Oberbiirgermeister oder
eine von ihr bzw. ihm beauftragte Person; dies kann eine Bedienstete oder ein Bediensteter
der Gemeinde sein. In den Bezirksbeirat kdnnen sachkundige Einwohnerinnen und Einwoh-
ner berufen werden.

Durch die Einfiihrung von Bezirksbeiraten, deren Mitglieder mit den Verhaltnissen des Stadt-
bezirks vertraut sind, kénnen die Belange des Bezirks besser geltend gemacht werden. Auch
wenn sie nur mittelbar gewahlt werden, hat ein Bezirksbeirat eine hdhere Legitimation als
ein Ortsbeirat, da flr die Zusammensetzung der Bezirksbeirdte das Wahlergebnis bei der
Wahl des Gemeinderats maBgeblich ist. Zudem haben Bezirksbeirdte Rechte, die von der
Gemeindeordnung garantiert sind. Das Recht, sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner
zu berufen, gibt dartiber hinaus die Méglichkeit, fiir eine enge Verzahnung zwischen der Poli-
tik und dem értlichen Sachverstand zu sorgen.

Die Bildung von Bezirksbeiraten wiirde den Stadtbezirken ein gréBeres Gewicht verleihen.
Nach Auffassung der Verwaltung ist dies auch aus Gleichbehandlungsgrundsatzen im Grund-
satz wiinschenswert, da bspw. der Stadtbezirk Nord um ein Vielfaches groBer als die meisten
Ortschaften ist.

Nachteilig an der Bildung von Bezirksbeirdten ist u. a., dass es fiir die groBen Parteien und
Wahlervereinigungen nicht immer einfach sein wird, eine ausreichende Zahl an Personen zu
finden, die bereit sind, die Aufgabe zu (ibernehmen. Die kleineren Parteien und Wahlerverei-
nigungen sind dagegen, insbesondere bei der Bildung kleiner Bezirksbeirate, nicht im Be-
zirksbeirat vertreten. So miisste bspw. in Derendingen der Bezirksbeirat 17 Personen umfas-
sen, damit die FDP einen Sitz erhalt.

Eine Starke der Ortsbeirdte ist es, dass diese unabhangig und oft im Konsens nach der bes-
ten Losung fuhr ihr Gebiet suchen. Ob sich dies durch die Einflihrung von Bezirksbeiraten
andert, kann nicht beurteilt werden.

Zudem sind die Ortsbeirdte, da es keinerlei gesetzlichen Vorgaben gibt, weniger an Forma-
lien gebunden. So erhélt in einigen Ortsbeirdten auch die interessierte Biirgerschaft das
Wort. Dies ware in Bezirksbeiratssitzungen nur noch mittels einer Sitzungsunterbrechung
mdglich. Insgesamt wiirden die Sitzungen der Bezirksbeirdte, von der Einladung bis zur Nie-
derschrift, klareren, formalem Regeln folgen.

Vorgehen der Verwaltung

Die Verwaltung wird in den nachsten Monaten zundchst mit den Ortsbeirdten das Fir und
Wider der Bildung von Bezirksbeiraten erértern und das Ergebnis der Diskussionen dem Ge-
meinderat mitteilen. Da es sich bei den Bezirksbeirdaten um Gremien nach der GemO han-
delt, sind zudem die Vorgaben der GemO in Sachen Einladung, Verhandlung und Nieder-
schrift starker zu beachten als derzeit bei den Ortsbeiraten. Dies fiihrt zu einem erhéhten
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Aufwand. Die Verwaltung wird bis zur Beschlussfassung klaren, ob und unter welchen Vo-
raussetzungen dies mit dem bestehenden Personal bewdltigt werden kann.

Sollte sich der Gemeinderat fiir die Einflihrung von Stadtbezirken entscheiden, wird die Ver-
waltung die dafiir erforderlichen Schritte bis zur Kommunalwahl 2019 vorbereiten, so dass
nach der kommenden Kommunalwahl Bezirksbeirate gebildet werden.

L6sungsvarianten

Auf die Bildung von Stadtbezirken und die Bildung von Bezirksbeirdten wird ohne vorherige
Diskussion mit den Ortsbeiraten verzichtet.

Finanzielle Auswirkungen

Die Kosten fir die Bildung von Bezirksbeiraten hdngen unter anderem von der GréBe ab. Die
Verwaltung wird diese ermitteln, wenn der Gemeinderat sich im Grundsatz fiur die Bildung
von Stadtbezirken ausspricht.

Anlagen



	Anlage
	Beratungsfolge
	Typ
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

